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Inhalt: Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Uberweifung ſämtlicher Angelegenheiten des Wohnungs⸗ 
weſens an den Präſidenten des Staatsminiſteriums und die Einſetzung eines Staatskommiſſars für 
das Wohnungsweſen, S. 73. — Erlaß des Staatsminiſteriums, betreffend nähere Beſtimmung 
der dem Präſidenten des Staatsminiſteriums auf dem Gebiete des Wohnungsweſens zu über⸗ 
tragenden und in deſſen ſtändiger Vertretung vom Staatskommiſſar für das Wohnungsweſen zu 

bearbeitenden Angelegenheiten, S. 78. a 


(Nr. 11655.) Allerhöchſter Erlaß, betreffend die ÜUberweiſung ſämtlicher Angelegenheiten des 
Wohnungsweſens an den Präſidenten des Staatsminiſteriums und die Cin- 
ſetzung eines Staatskommiſſars für das Wohnungsweſen. Vom 17. Mai 1918. 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 15. Mai d. J. beſtimme Ich, 
daß ſämtliche Angelegenheiten des Wohnungsweſens, für welche bisher Zuſtändig⸗ 
keiten von Miniſtern begründet waren, auf den Präſidenten des Staatsminiſteriums 
übergehen, dem zu deren Bearbeitung als ſtändiger Vertreter ein Staatskommiſſar 
für das Wohnungsweſen unterſtellt wird. Ich ermächtige das Staatsminiſterium, 
die dem Präſidenten des Staatsminiſteriums hiernach zu übertragenden Angelegen⸗ 
heiten näher zu beſtimmen. 
Großes Hauptquartier, den 17. Mai 1918. 


Wilhelm. 


Graf v. Hertling. Friedberg. v. Breitenbach. Sydow. 
v. Stein. Graf v. Rocdern, v. Waldow. Spahn. Drews. 
Schmidt. v. Eiſenhart-Rothe. Hergt. Wallraf. 
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An das Staatsminiſterium. 


Geſetzſammlung 1918. (Nr. 1165511656.) 21 
Ausgegeben zu Berlin den 20. Juni 1918. 
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(Nr. 11656.) Erlaß des Staatsminiſteriums, betreffend nähere Beſtimmung der dem Präſidenten 


des Staatsminiſteriums auf dem Gebiete des Wohnungsweſens zu über⸗ 


tragenden und in deſſen ſtändiger Vertretung vom Staatskommiſſar für 
das Wohnungsweſen zu bearbeitenden Angelegenheiten. Vom 31. Mai 1918. 


Au Grund der Allerhöchſten Ermächtigung vom 17. Mai 1918 wird hierdurch 
beſtimmt, daß die nachſtehend bezeichneten, bisher von verſchiedenen Miniſtern 
wahrgenommenen Geſchäfte auf dem Gebiete des Wohnungsweſens in den Geſchäfts⸗ 
bereich des Präſidenten des Staatsminiſteriums übergehen und in deſſen ſtändiger 
Vertretung vom Staatskommiſſar für das Wohnungsweſen bearbeitet werden: 
1. vom Miniſterium der öffentlichen Arbeiten: 
a) die Baupolizei, 
b) die Angelegenheiten des Städtebaues, insbeſondere Bauordnungs⸗ 
und Fluchtlinien-Angelegenheiten, 
c) Wohnungsweſen, 
d) Grundſtücksumlegungen, ; 
e) Maßnahmen gegen Verunſtaltung von Ortſchaften und land⸗ 
ſchaftlich hervorragenden Gegenden (Gefege vom 2. Juni 1902 
und 15. Juli 1907), 
f) der Wiederauf bau von Oftpreupen; 
2. vom Miniſterium des Innern: 
a) die Kommunalaufſicht, ſoweit ſie mit dem Wohnungsweſen zu⸗ 
ſammenhängt, : 
p) die bevölkerungspolitiſchen Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Wohnungsweſens vorbehaltlich der jeweils erforderlich werdenden 
Mitarbeit der Medizinalabteilung des Miniſteriums des Innern, 
beſonders auch auf dem Gebiete der Wohnungshygiene, 
e) die Angelegenheiten der Baugenoſſenſchaften, 
d) die Förderung des Beamtenwohnweſens durch Kreditgeſetze, 
e) die Angelegenheiten der Mieteinigungsämter; 
3. vom Miniſterium für Handel und Gewerbe: 
a) die Angelegenheiten der Wohnungsaufſicht, 
p) die ſozialpolitiſchen Maßnahmen auf dem Gebiete des Wohnungs— 
weſens; 
4. vom Finanzminiſterium: E 
die Federführung bei Erfüllung der Aufgaben, Die fic) aus Artikel 8 
des Wohnungsgeſetzes ergeben, unter Beteiligung des Finanzminiſters; 
letzterem bleibt die Federführung unter Beteiligung des Staatskommiſſars 
in den Angelegenheiten der Bildung und erſtzeitlichen Beaufſichtigung 
der Siedlungsgeſellſchaften in Ausführung des Artikel 8 des Wohnungs⸗ 
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geſetzes, und zwar für jede Siedlungsgeſellſchaft bis etwa ein Jahr 


nach 


der Gründung. 
Im übrigen bleibt die jetzt beſtehende Mitwirkung des Finanz⸗ 


miniſters überall unberührt; 


5. vom 
a) 


ez 


Minifterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten: 

die Bearbeitung der Angelegenheiten des ſtädtiſchen Grundkredits, 
insbeſondere auch der ausſchließlich für den ſtädtiſchen Grundkredit 
beſtimmten Beleihungsanſtalten, ausgenommen die Hypotheken⸗ 
banken und unbeſchadet der dem Miniſter des Innern verbleibenden 
Aufſicht über die Deutſche Pfandbriefanſtalt und die Kreditanſtalt 
für ſtädtiſche Hausbeſitzer in Poſen in politiſcher Beziehung. 
Das Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
wirkt bei der Bearbeitung dieſer Angelegenheiten mit. 

Dem Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
verbleibt die Bearbeitung der Angelegenheiten der Hypotheken⸗ 
banken ſowie des geplanten Schätzungsweſens. Der Staats— 
kommiſſar für das Wohnungsweſen wirkt an der Bearbeitung 
dieſer Angelegenheiten mit, inſoweit ſie grundſätzliche Fragen des 
ſtädtiſchen Grundkredits betreffen; 
die Aufſicht über das nicht ländliche Siedlungsweſen ſowie ah 
die etwa auf dem Gebiete des Bevölkerungsausgleichs zu ergreifenden 
Maßnahmen. Das Siedlungsweſen auf dem Lande geht nur 
inſoweit über ie insbeſondere die Errichtung 
von Rentengütern — ganz oder überwiegend ländlichen Intereſſen 
dient. Das Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten wirkt bei der Bearbeitung dieſer Angelegenheiten mit, 
inſoweit ſie ländliche Verhältniſſe berühren. 


Im übrigen gehen die in einzelnen Geſetzen vorgeſehenen Zuſtändigkeiten 


von Miniſtern 


inſoweit auf den Präſidenten des Staatsminiſteriums über, als 


die betreffenden ſachlichen Aufgaben nach vorſtehendem jetzt von dieſem wahr⸗ 


zunehmen ſind. 


Berlin, den 31. Mai 1918. 


Das Soe 


Graf v. Hertling. Friedberg. v. Breitenbach. Sydow. 


v. Stein. 


Graf v. Roedern. v. Waldow. Spahn. Drews. 


Schmidt. v. Eiſenhart-Rothe. Hergt. Wallraf. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Neichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Gefegfamalung und auf die Hanpt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1883 zu 
6,25 / und 1884 bis 1913 zu 4,60 %) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


